
 

 

 

 
 

Mitteilung nach § 5 UVPG bei Unterbleiben 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
 
Die Firma Remex SüdWest GmbH, Werftstraße 12, 76189 Karlsruhe hat mit Schreiben 
vom 19.2.2025 für Ihre Betriebsstätte in der Neckarvorlandstraße 102 - 110, 68159 
Mannheim einen Antrag auf Genehmigung zur Änderung gemäß § 16 Abs. 2 
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) einer bestehenden Anlage für gefährliche 
und nicht gefährliche Abfälle gestellt. Gegenstand der Änderung ist die Umsetzung der 
Maßnahmen nach Anordnung gemäß § 17 BImSchG vom 30.03.2023. Das vorgelegte 
Konzept zeigt, dass die Luftreinhaltungsmaßnahmen in den Außenlagern 1 und 2 
sowie in der Lagerhalle den Anforderungen der Technischen Anleitung Luft und der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen genügen. 
 
Die Anlage fällt unter die Ziffern 8.10.1.1, 8.11.1.1, 8.11.2.1, 8.11.2.3, 8.11.2.4, 
8.12.1.1 und 8.12.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. 
 
Für das Vorhaben war im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eine allgemeine 
Vorprüfung im Einzelfall nach § 7 UVPG in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 8.7.2.1 und 
Anlage 3 des UVPG durchzuführen.  
 
Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, da von der 
Anlage keine beträchtlichen Umweltauswirkungen zu erwarten und keine 
Schutzgebiete direkt betroffen sind. 
 
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. 
 
Karlsruhe, den 05.11.2025 
Regierungspräsidium Karlsruhe 
Abteilung Umwelt 
Referat 54.2 


